
bei einem gemischten Abkommen über Handels- und Währungsfragen
hin aus (z.B. Einbezug von Dienstleistungen, Personenverkehr) die Mit -
glied  staaten beteiligt werden müssten, was wiederum zu Problemen auf-
grund der nationalen Ratifikationserfordernisse führen könnte.529 Der
Wunsch San Marinos, ein Assoziationsabkommen nach Art. 310 EGV
abzuschliessen, stiess bei der Kommission auf Widerstand, da dies
umfas  sender wäre als ein Handels- und Kooperationsabkommen nach
Art. 133 EGV und dem assoziierten Staat wohl auch mehr Mitwirkungs -
rechte einräumen würde.530 Liechtenstein hätte aufgrund seiner EWR-
Mitgliedschaft jedoch bessere Chancen, ein umfassendes Abkommen zu
erzielen. Dies gilt insbesondere für den Fall, dass der Europäische Wirt -
schafts raum aufgrund eines Austritts zerfällt und ein Vertrag auf ver -
gleich barem Integrationsniveau angestrebt werden könnte (vgl.
Kap. 6.8). 

Liechtensteins Zollvertrag mit der Schweiz deckt nicht alle Bereiche
des freien Warenverkehrs ab. Er enthält beispielsweise keine expliziten
Be stimmungen über nicht-tarifäre Handelshemmnisse (z.B. Normen
und Zertifizierungen) oder Wettbewerbsregeln. Inwieweit das Wettbe -
werbs recht vom Zollvertrag abgedeckt ist oder nicht, dürfte eine offene
Frage sein. Liechtensteinische Firmen produzieren bisher nach schwei-
zerischen Produktestandards. Von Liechtenstein «nachvollzogene» Re -
geln wie die technischen EU-Vorschriften oder der Zugang zum öffent-
lichen Auftragswesen würden eine Anerkennung durch die EU-Staaten
benötigen. Das Fürstentum hätte keine rechtliche Garantie, dass liech-
tensteinische Produkte den Status von Gemeinschaftserzeugnissen er-
halten. Die in Kapitel 6.4 beschriebene Zollunion Liechtensteins mit der
Gemeinschaft müsste somit im Falle einer Auflösung des EWR insbe-
sondere um Aspekte nicht-tarifärer Handelshemmnisse ergänzt werden.
Es sollte überlegt werden, welche über einen klassischen Zoll an schluss
hinaus gehenden Bereiche des EWR grundsätzlich in bilateraler Form
sinnvollerweise übernommen werden (etwa Regeln im Bereich des Gei -
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529 Die handels- und zollrechtlichen Bestimmungen könnten aber notfalls durch ein
Interims abkommen früher in Kraft gesetzt werden, wie dies im Falle San Marinos ge-
schehen ist.

530 Stapper 1999, 50–51. Zur Verwaltung der Zollunionsabkommen mit Andorra und
San Marino wurde jeweils ein gemeinsamer Ausschuss eingesetzt, welcher bei Streit -
fra gen ein Schlichtungsgremium anrufen kann.


